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Kontrolle, Verteilung und Nutzung der Wasserressourcen im Jordanbecken: Der Streit um eine knappe, aber lebenswichtige Ressource im Kontext des Nahostkonflikts

Vortrag am 16.12.2002 auf dem Workshop bei der Deutschen Stiftung Friedensforschung (DSF): „Friedens- und sicherheitspolitische Implikationen des globalen Wandels im Wasserkreislauf. Anforderungen an die Friedens- und Konfliktforschung, dargestellt am Beispiel des Konflikts um die konkurrierende Nutzung des Jordan-Wassers“ 

Streit um Territorien ist auch Streit um Wasser

Militärische Zwischenfälle an der israelisch-syrischen Grenze, hervorgerufen durch Auseinandersetzungen über die Nutzung des Wassers aus dem Jordanbecken, gehören zur Vorgeschichte des Sechstage- oder Junikrieges 1967, dessen Ausgang die Konfliktrealität im Nahen Osten nachhaltig geformt hat. Der territoriale Streit im Nahen Osten ist auch einer um die knappe Ressource Wasser im Jordanbecken. Wenn es um die Kompetenzen des palästinensischen Gemeinwesens, die Grenzen seines Territoriums und die Rolle der jüdischen Siedlungen in der Westbank geht oder wenn die Aufnahmefähigkeit eines palästinensischen Staates für zurückkehrende Flüchtlinge zu prüfen ist, spielt stets auch die Frage der Verfügungsgewalt über Wasser eine gewichtige Rolle. Sie geht zudem weit über das bilaterale Verhältnis hinaus und involviert neben Israel und dem palästinensischen Gemeinwesen die israelischen Nachbarstaaten Jordanien, Syrien und den Libanon und darüber hinaus weitere Staaten wie den Irak und die Türkei, die ihrerseits indirekt von den hydrologischen Dilemmata der Region tangiert werden.

Macht statt Recht 

In der semi-ariden Region steht Israel, Jordanien und dem palästinensischen Gemeinwesen weit weniger Wasser zur Verfügung als die Menge, die als volkswirtschaftlicher Mindestbedarf anzusehen ist.
 Der kargen Ausstattung mit natürlichem Frischwasser steht eine beständig wachsende Nachfrage gegenüber, bewirkt durch überdurchschnittlichen Bevölkerungszuwachs, industrielle und landwirtschaftliche Expansion, hohe Urbanisierungsraten und zunehmenden Lebensstandard. So kommt es im Jordanbecken zur anhaltenden Übernutzung und Verschmutzung der vorhandenen Ressourcen. Aus der Knappheit der lebenswichtigen Ressource Wasser resultieren Verteilungs- und Nutzungskonflikte vor allem aufgrund folgender Umstände: Erstens überqueren nahezu alle relevanten Wasservorkommen des Jordanbeckens international anerkannte Grenzen bzw. Waffenstillstandslinien. Zwischen den meisten Anrainern existieren jedoch keine völkerrechtlich bindenden Abkommen zur Regelung der Verteilung und Nutzung der Wasservorkommen. Die Mehrzahl der Wasserressourcen befindet sich zudem in Gebieten, deren Besitz politisch umstritten ist, und die Kontrolle über diese Vorkommen wird nicht auf der Grundlage von Recht, sondern von Macht ausgeübt. Die Gestaltung der außenpolitischen Beziehungen unter den meisten Anrainerstaaten folgt überdies den Regeln eines strategischen Nullsummenspiels, die eine Beilegung des Streits um Wasser über die genannten Hindernisse hinaus erschweren. 
Umstrittene Oberflächengewässer

Aufgrund der kolonialen Grenzziehungen nach dem Ersten Weltkrieg und späterer, im Zuge von vier israelisch-arabischen Kriegen vorgenommener, aber vertraglich nie sanktionierter Grenzverschiebungen findet sich im Jordanbecken heute ein geopolitisch „zerrissenes Wassersystem“
. Seine Oberflächengewässer sind der Jordan, dessen Quellflüsse Dan, Hasbani und Banias sowie dessen Nebenfluss Yarmuk und der vom Jordan durchflossene See Genezareth. Die Quellflüsse des Jordan entspringen im Golangebirge; der Dan auf israelischem Staatsgebiet, der Hasbani im Südlibanon und der Banias auf syrischem, von Israel seit 1967 besetzten Territorium. Der See Genezareth liegt nach israelischer Auffassung gänzlich auf israelischem Hoheitsgebiet, nach syrischer Auffassung hingegen besitzt Syrien Anrainerrechte am östlichen Seeufer.
 Seit Beginn der bilateralen Verhandlungen in Madrid fordert Syrien darum Israels Rückzug auf dessen de facto-„Besitzstand” vom 4. Juni 1967, dem Vorabend des Sechstagekrieges. Syrien hätte dann Zugang zum See Genezareth und zum Oberlauf des Jordan.
 Vorteilhafter für Israel wäre ein Rückzug nur zur „internationalen Grenze”, das heißt zu der zwischen Frankreich und Großbritannien vereinbarten Grenze der beiden Mandatsgebiete Syrien und Palästina von 1923, die einige Meter östlich des Sees verläuft. Südlich des Sees fließt der Yarmuk in den Jordan; seine wichtigsten Quellen liegen auf syrischem Territorium, er bildet für einige Kilometer die Grenze zwischen Jordanien und Syrien, verläuft in seinem unteren Abschnitt entlang den israelisch besetzten Golanhöhen und bildet vor Erreichen des Jordan schließlich die Grenze zwischen Jordanien und Israel. Der Untere Jordan ist der Grenzfluss zwischen Israel und Jordanien bzw. trennt die israelisch besetzte Westbank und Jordanien, bevor er in das Tote Meer mündet. Als umstritten konnte vor dem 2001 erfolgten Abzug der israelischen Armee aus dem Südlibanon auch der libanesische Litani gelten, der in seinem Unterlauf die hier von Israel 1982 etablierte „Sicherheitszone durchquert. Israelische Regierungen haben wiederholt Interesse an einer Abzweigung des Litani nach Israel gezeigt.

Umstrittene Grundwasservorkommen

Neben den israelischen Küstenaquiferen liegen unter der Westbank die bedeutendsten Grundwasservorkommen der Region. Die Grundwasserströme speisen sich aus den Niederschlägen über den Bergen der Westbank. Der westliche und der nördliche Aquifer übertreten unterirdisch die Green Line zu Israel. Auch bei diesen Ressourcen handelt es sich mithin um ein grenzüberschreitendes Gewässer.

Gesamtregionales Sicherheitsproblem

Um die Oberflächengewässer des Jordanbeckens konkurrieren Israel, Syrien, Jordanien und der Libanon sowie die Palästinenser, um die Nutzung der Grundwasservorkommen der Westbank Israel und die Palästinenser. Für Israel, Jordanien und die Palästinenser bilden das Jordanflusssystem und die benachbarten Küsten- und Bergaquifere die einzige Versorgungsquelle, während Syrien und der Libanon weitere Flüsse nutzen können, über die sie allerdings meist nicht allein verfügen können. Infolge der kargen natürlichen Wasserausstattung des Jordanbeckens, der das Angebot an erneuerbaren Vorkommen übersteigenden Nachfrage und der komplexen geopolitischen Lage stellt sich die Verfügungsmacht über die Wasserressourcen als gesamtregionales Sicherheitsproblem dar. 

Wasserversorgung ist eine Frage der nationalen Sicherheit

Im Streit um das Wasser manifestieren sich zwei konkurrierende Rechtsprinzipien, das der territorialen Souveränität und das der territorialen Integrität. Es handelt sich um völkerrechtliche Extrempositionen, die in der nahöstlichen Konfliktrealität aufeinander prallen. Auf das Prinzip der territorialen Souveränität berufen sich Oberanrainer eines Gewässers, da dieses Prinzip ihnen erlaubt, das Gewässer ohne Einschränkungen zu nutzen. Mit dem Prinzip der territorialen Integrität operieren Unteranrainer, da es dazu dient, Schaden von ihnen abzuwenden, der aus der rücksichtlosen Wassernutzung des Oberanrainer resultiert.

Gewaltsamer Austrag von Verteilungskonflikten

Im Gefolge einer Vielzahl von bilateralen und multilateralen Übereinkommen über die Nutzung internationaler Gewässer, die auf dem die beiden anderen Prinzipien überwindenden Prinzip der Rechtsgemeinschaft basieren, sind die beiden völkerrechtlichen Extrempositionen in der Staatengemeinschaft nicht mehr uneingeschränkt gültig. Doch eben solche Abkommen fehlen – mit einer Ausnahme – in der nahöstlichen Konfliktrealität. Die Wasserversorgung wird, wie auch woanders im Vorderen Orient, als Frage der nationalen Sicherheit behandelt und die Verteilungskonflikte um Wasserrechte und Wassernutzung werden nach wie vor konfrontativ und gewaltsam gehandhabt. Wie vor dem Sechstage- oder Junikrieg 1967, dessen Ausgang Israel in die Lage versetzte, mehr als die Hälfte seiner Wasserversorgung durch die Kontrolle über besetzte Gebiete zu sichern, dominieren Bedrohungsperzeptionen den Umgang mit der Wasserkonkurrenz. „Jeder verdächtigt jeden, Grundwasser zu stehlen, Quellen abzugraben, Fließmengen von Flüssen durch Staudämme zu manipulieren oder ganze Flußläufe umzuleiten.“

Vertragliche Regelung zwischen Israel und Jordanien

Dass sich Israel und Jordanien in dem 1994 unterzeichneten Friedensvertrages auf die Verteilung und Nutzung des Jordanwassers verständigen konnten, hat im Wesentlichen zwei Gründe: Zum einen können sich beide Staaten gegenseitig das Wasser „abgraben“, Jordanien als Oberanrainer des Yarmuk, Israel als Oberanrainer des Jordan. Da liegt es nahe, eine einvernehmliche Lösung zu suchen.
 Zum anderen war der israelisch-jordanische Wasserdisput seit 1988, als Jordanien seinen Souveränitätsanspruch auf die Westbank an die Palästinenser abtrat, nicht länger mit Grenzstreitigkeiten verknüpft; es handelte sich seither um einen genuinen Verteilungskonflikt. Solcherart eingehegt war er einer vertraglichen Regelung zugänglich, weil sie mit kooperativen Vereinbarungen zur effizienteren Nutzung der knappen Ressource verknüpft wurde.

Verknüpfung des Wasserkonflikts mit anderen Streitfragen 

Hingegen verhinderte der ungelöste territoriale Streit zwischen den anderen Konfliktparteien bislang Lösungen nach dem Muster des Friedensvertrages zwischen Israel und Jordanien. Der Zugriff auf die Wasserressourcen in den Golanhöhen ist verknüpft mit militärischen Aspekten der Kontrolle Israels bzw. Syriens über die Höhenzüge, und eine Vereinbarung Israels mit dem Libanon über die Nutzung des Wassers der Flüsse Litani und Hisbani scheitert vorerst an der Vetomacht Syriens in strategischen Angelegenheiten der libanesischen Politik. Vor allem aber berührt die Konkurrenz zwischen Israel und den Palästinensern um das Grundwasser der Westbank den Kern des Nahostkonflikts und ist ohne eine Lösung anderer wesentlicher Aspekte des territorialen Streits nicht einvernehmlich zu regeln.

Zugang zu Wasser als Imperativ zionistischer Landnahme

Kompromisse in der Wasserfrage sind auch solchen Teilen der israelischen Öffentlichkeit, die man dem „Friedenslager“ zurechnet, schwer zu vermitteln, denn sie berühren ein vitales Interesse Israels. Das Argument, das der Zugang zu Wasser für die Existenz das jüdische Gemeinwesen unabdingbar sei, findet sich bereits in den zionistischen Positionspapieren anlässlich der Pariser Friedenskonferenz 1919, in denen die geforderten Grenzen einer nationalen Heimstätte für das jüdische Volk das gesamte Wassereinzugsgebiet des Jordan einschlossen. Die Verfügungsgewalt über Wasser war der Kern der entwicklungspolitischen und siedlungsstrategischen Pläne der damaligen zionistischen Bewegung. Auf der arabischen Seite führte die israelische Wasserstrategie, namentlich die umfangreiche Ableitung von Wasser aus dem Oberlauf des Jordan an der Westküste zur Versorgung der israelischen Bevölkerungszentren sowie in die Negev-Wüste zur Verfolgung des von den zionistischen Idealen geforderten „agrarischen Imperativs“
, zu Gegenmaßnahmen, in deren Kontext 1964 die PLO entstand. Die ersten palästinensischen Guerilla-Aktionen richteten sich gegen das 1953 begonnene und 1965 fertiggestellte israelische Wasserversorgungssystem, den „Israel National Water Carrier“.

Kontrolle über Wasser durch Besatzung

Heute sichert Israel über die Hälfte seiner Wasserversorgung durch die Kontrolle über besetztes Territorium, namentlich die syrischen Golanhöhen und die palästinensische Westbank. Die Besetzung der Golanhöhen verhindert, dass der Oberlauf des Jordan und damit der regionale Frischwasserspeicher, der See Genezareth, von Syrien manipuliert werden können. Die Besetzung der Westbank verschafft Israel die physische Kontrolle über die Entstehungsgebiete des dortigen Grundwassers und die politische Kontrolle über die Konkurrenten um die Nutzung dieser Wasserreserven. Der jüdische Siedlungsbau, insbesondere die Kette von Siedlungen östlich der Green Line, sichert auch – oder vor allem – diese Kontrolle. Auf beiden Seiten der Green Line liegen die günstigsten Bohrzonen für Brunnen. Israel nutzt 80 Prozent des Westbank-Grundwassers, zum einen mittels eines westlich der Green Line gelegenen Brunnensystems, das die nach Westen abfließenden Wasserströme abschöpft, zum anderen durch lokales Brunnenwasser zur Versorgung der jüdischen Siedler. 

Asymmetrische Verteilung von Wasser im Palästinakonflikt

Das Wasser des Mountain Aquifer deckt etwa ein Viertel des israelischen Gesamtverbrauchs und einen noch höheren Anteil am Trinkwasser. Durch Militärverordnungen sowie diskriminierende Zuteilungsquoten und Wasserpreise schränkt der Staat die Wassernutzung seitens der Palästinenser massiv ein, um die Versorgung des israelischen Kernlandes und der Siedlungen in den besetzten Gebieten in der gewünschten Höhe zu gewährleisten. Das Ergebnis ist eine extreme Asymmetrie in der Wasserverteilung und im Pro-Kopf-Wasserkonsum. Mitte der 1990er Jahre erhielt Israel (einschließlich der jüdischen Siedler) bezog Israel viermal so viel Wasser aus der Westbank wie die Palästinenser.
 Als Ergebnis der ungleichen Verteilung liegt der jährliche Pro-Kopf-Verbrauch an Wasser in Israel und bei den Siedlern drei bis viermal so hoch wie bei den Palästinensern in den besetzten Gebieten.
 Für die jüdischen Siedler ist der Anteil an bewässerten Flächen zehnmal so hoch wie für die Palästinenser. Die Beschränkung des palästinensischen Wassernutzung –1995 wurde sie im Rahmen des Interimsabkommens um circa zwölf Prozent erhöht – trägt wesentlich zur Blockade der Entwicklung des palästinensischen Gemeinwesens bei. In den bisherigen israelisch-palästinensischen Vereinbarungen anerkennt Israel im Grundsatz die palästinensischen Wasserrechte. Doch der Status der Ressourcen und die Verteilung der Quoten ist bisher ungeklärt und Gegenstand der Endstatusverhandlungen.

Wege zur Lösung des Wasserkonflikts 

Eine nachhaltige Lösung des Wasserkonflikts erfordert neben einer gerechteren Verteilung eine Vielzahl von Maßnahmen: Technisch bedingte Wasserverluste (z.B. Leckagen in städtischen Wasserleitungen) sind zu beheben. Hocheffiziente Bewässerungsmethoden, die vor allem Israel vorweisen kann, sind überall in der Landwirtschaft einzuführen. Gleichwohl ist die hohe Wassernachfrage vor allem der israelischen Landwirtschaft zu reduzieren – auf sie entfällt 80 Prozent des israelischen Frischwasserverbrauchs, bei einem Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttosozialprodukt von nicht einmal zehn Prozent. Der zusätzlichen Erschließung bzw. optimalen Nutzung vorhandener Wasservorkommen wäre multilaterale Kooperation förderlich. Völlig unverzichtbar ist sie für die Ausweitung des Wasserangebots, ohne das die Wasserdefizite Israels, Jordaniens und der Palästinenser angesichts des zu erwartenden Bevölkerungswachstums langfristig nicht zu beheben sind. Für multilaterale Kooperation aber ist eine Beilegung der nahöstlichen Territorialkonflikte unerlässlich. Sie würde zudem das Investitionsklima für Großprojekte wie Pipelines und Meerwasserentsalzungsanlagen deutlich verbessern. 

� Zu den verschiedenen Dimensionen der Wasserkonkurrenz im Kontext des Nahostkonflikts vgl. Stephan Libiszewski: Wasserkonflikte im Jordanbecken: Auf dem Weg zu einer Lösung im Rahmen des arabisch-israelischen Friedensprozesses?, in: Jörg Barandat (Hrsg.): Wasser – Konfrontation oder Kooperation, Baden-Baden, 1997, S. 95-133. Ferner: Ulrich Ratsch: Wasserregime im Jordanbecken, in: Margret Johannsen/Claudia Schmid (Hrsg.): Wege aus dem Labyrinth? Friedenssuche in Nahost, Baden-Baden 1997, S. 241-255, sowie Claudia Schmid, Der Israel-Palästina-Konflikt. und die Bedeutung des Vorderen Orients als sicherheitspolitische Region nach dem Ost-West-Konflikt, Baden-Baden 1993, S. 93-117.


� Stephan Libiszewski: Wasserkonflikte im Jordanbecken (Anm.1), S. 97.


� Vgl. Bernd Wilken: Von der Konfrontation zur Kooperation? Syrien und der Friedensprozess im Nahen Osten, in: Margret Johannsen/Claudia Schmid (Hrsg.): Wege aus dem Labyrinth? (Anm. 1), S. 167-189, hier S. 174-175.


� Vgl. Topographie der israelisch-arabischen Verhandlungen, in: Le Monde Diplomatique, Beilage der tageszeitung, 11.2.2000, S. 12. 


� Claudia Schmid: Der Israel-Palästina-Konflikt (Anm. 1), Baden-Baden 1993, S. 102.


� Vgl. Jörg Barandat/Simon A. Mason/Ulrich Ratsch: Jordan, Euphrat, Nil: Konflikt oder Kooperation?, in: Reinhard Mutz/Bruno Schoch/Ulrich Ratsch (Hrsg.): Friedensgutachten 2001, Münster: Lit Verlag 2001, S. 85-94, hier S. 91.


� Vgl. Jochen Renger/Andreas Thiele: Politische Verteilungskonflikte um Wasserressourcen, in: Der Bürger im Staat, Jg. 46, Heft 1, 1996, S. 74-82, hier S. 76.


� Vgl. Israeli-Palestinian Interim Agreement on the West Bank and the Gaza Strip, Washington, D.C., September 28, 1995, Annex III, Appendix 1, Schedule 10, S. 199.


� Vgl. Rüdiger Robert: Die Ressource Wasser im Nahen Osten, in: Uta Klein/Dietrich Thränhardt (Hrsg.): Gewaltspirale ohne Ende? Konfliktstrukturen und Friedenschancen im Nahen Osten, Schwalbach/Ts. 2002, S. 230-247, hier S. 236.





PAGE  
1

